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… Strukturreformen für eine koordinierte sektorenunabhängige Versorgung umsetzen 

… nachhaltige Finanzierung der Kranken- und Pflegeversicherung sicherstellen 

… Prävention und Nachhaltigkeit als Zukunftsvorsorge begreifen 

Kernforderungen für mehr gesunde Lebensjahre …

GKV ordnungspolitisch sauber finanzieren – Beitragsspirale stoppen und 
ausreichend Steuermittel für gesamtgesellschaftliche Aufgaben wie die 
Beiträge für Bürgergeldbeziehende zur Verfügung stellen

GKV-Ausgaben bremsen – Effizienzpotenziale heben, konsequente 
Struktur reformen zur Verbesserung der Versorgungsqualität durchführen 
und Ausgaben an den Einnahmen orientieren

Pflegefinanzen stabilisieren – Teilleistungssystem erhalten, Lasten fair 
verteilen und gesamtgesellschaftliche Aufgaben wie die Rentenversiche­
rungsbeiträge von pflegenden Angehörigen mit Steuern finanzieren

Prävention und Nachhaltigkeit konsequent mitdenken – 
Ganzheitlichen Ansatz „Health in All Policies“ umsetzen und mehr 
Anreize für gesundheitsförderliches Verhalten schaffen

Klimawandel als Bedrohung für die Gesundheit ernst nehmen – 
Versorgung klimaresilient gestalten

Nachhaltige Arzneimittelversorgung voranbringen – Arzneimittel­
preise dämpfen, Medikamentenversorgung transparent gestalten und 
Antibiotikaresistenzen effektiv bekämpfen  

Koordinierte Versorgung stärken – Neue Rechtsgrundlage für sektoren­
unabhängige Versorgung schaffen und Versorgung durch Steuerung und 
Delegation effizient gestalten

Transformation der Krankenhauslandschaft voranbringen –  
Qualität durch strukturelle Bündelung steigern und die Finanzierung 
der Transformationskosten der Krankenhausreform nachbessern

Pflege zukunftsfest gestalten und Sektoren aufbrechen – Leistungs­
erbringung unabhängig vom Ort, engere Kooperation zwischen Kommunen 
und Kassen und Potenziale digitaler Technologien konsequent nutzen
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Für mehr gesunde Lebensjahre
Medizinischer Fortschritt, demografischer Wandel, Fachkräftemangel, Digitalisierung und 
Klimawandel – Gesundheit und Pflege stehen vor immensen Herausforderungen. Das gilt in 
allererster Linie für die Finanzierung. Das deutsche Gesundheitssystem ist zwar grundsätzlich 
sehr leistungsfähig, doch mit einem Ausgabenanteil von fast 13 Prozent der Wirtschaftskraft 
ist es zugleich das teuerste in Europa. Stetig steigenden Ausgaben für Gesundheit und Pflege 
stehen nur mäßige Erfolge gegenüber. So liegt die Lebenserwartung der Menschen in Deutsch­
land, laut der aktuellen Zahlen der OECD, lediglich im europäischen Mittelfeld.  

Die vergangenen Bundesregierungen haben es nicht geschafft, die immer weiter steigenden 
Ausgaben in den Griff zu bekommen und die Kranken- und Pflegeversicherung auf einen nach­
haltigen Finanzpfad zu führen. Stattdessen wurden zahlreiche ausgabenintensive Reformen 
beschlossen, ohne die Qualität der Versorgung tatsächlich zu verbessern. Während zu Beginn 
der letzten Legislaturperiode noch das Versprechen einer Stabilisierung der GKV-Finanzen aus­
gerufen wurde, endet die aktuelle Legislaturperiode nun mit einem historischen Anstieg des 
durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes der GKV um 0,8 Prozentpunkte für das Jahr 2025.

Ständige Erhöhungen der Sozialbeiträge schwächen nicht nur den gesellschaftlichen Zusam­
menhalt, sondern sind auch eine Belastung für den Wirtschaftsstandort Deutschland. Es ist 
höchste Zeit für nachhaltig wirksame Strukturreformen zur Verbesserung der Versorgung. Die 
AOK Baden-Württemberg setzt mit ihrer „Agenda Gesundheit“ wichtige Impulse für die drin­
gend notwendigen Veränderungen hin zu einem innovativen, stabilen und nachhaltigen Ge­
sundheits- und Pflegesystem – für mehr gesunde Lebensjahre!

Wir wünschen eine spannende Lektüre!

Alexander Stütz 
Stv. Vorsitzender des 
Vorstandes

Johannes Bauernfeind 
Vorstandsvorsitzender  
 

Gordana Marsic
Mitglied des 
Vorstandes

Peer-Michael Dick 
Alt. Vorsitzender des  
Verwaltungsrates  
(Arbeitgeberseite)
 

Maren Diebel-Ebers 
Alt. Vorsitzende des 
Verwaltungsrates
(Versichertenseite) 
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Nachhaltige Finanzierung der  
Kranken- und Pflegeversicherung sicherstellen 
Die gesetzliche Krankenversicherung steht mehr 
denn je vor erheblichen finanziellen Herausforde­
rungen. Demografischer Wandel, medizinischer 
Fortschritt und ineffiziente Strukturen treiben die 
Ausgaben der Krankenkassen weiter in die Höhe, 
ohne die Versorgung signifikant zu verbessern. 
Hinzu kommen teure Reformgesetze und mehr­
fache Eingriffe in die Rücklagen der Krankenkassen. 
Währenddessen bleiben die Einnahmen aufgrund 
der schwierigen wirtschaftlichen Lage immer weiter 
hinter den Ausgaben zurück.
Die Politik hat daher erneut an 
der Beitragsspirale gedreht und 
für 2025 den historisch höchsten 
Anstieg des GKV-durchschnittli­
chen Zusatzbeitragssatzes um 
0,8 Prozentpunkte auf 2,5 Prozent 
beschlossen. Die tatsächlich von 
den Kassen erhobenen Beitrags­
sätze dürften noch deutlich dar­
über liegen.

Jährliche Beitragssatzanhebungen dürfen aber kein 
selbstverständliches Instrument der Gesundheits­
politik zur Finanzierung der medizinischen und pfle­
gerischen Versorgung sein. Sie schwächen den sozi­
alen Zusammenhalt und sind eine Belastung für den 
Wirtschaftsstandort. Eine verlässliche, stabile und 
nachhaltige Finanzierung der gesetzlichen Kranken- 
und Pflegeversicherung muss zu einer der vordring­
lichsten Aufgaben der nächsten Bundesregierung 
werden, um die langfristige Handlungsfähigkeit der 
beiden Sozialsysteme sicherzustellen.

» Die nachhaltige Finanzie-
rung der gesetzlichen Kran-
ken- und Pflegeversicherung 
erfordert strukturelle Refor-
men statt immer wiederkeh-
render Beitragserhöhungen.  �
Johannes Bauernfeind

Ordnungspolitisch sauber finanzieren
Der Staat muss der Verantwortung für seine Aufgaben 
nachkommen. Dazu gehört eine auskömmliche Finan­
zierung der Beiträge für Bürgergeldempfangende, 
die aktuell um über zehn Milliarden Euro zu gering 
ausfällt. Außerdem muss der Bundeszuschuss für versi­
cherungsfremde Leistungen regelmäßig dynamisiert 
werden, damit zusätzliche gesamtgesellschaftliche 
Aufgaben nicht ausschließlich den Beitragszahlenden 
aufgebürdet werden. Lediglich auf der Einnahmenseite 
für Verbesserungen der Finanzlage zu sorgen, ist nicht 

ausreichend. Der Anteil der Steuer­
finanzierung in der GKV muss mit 
Blick auf die bereits hohe Sozialab­
gabenlast auf das notwendige Maß 
begrenzt bleiben, um eine Gesund­
heitspolitik nach Kassenlage zu 
vermeiden. Darüber hinaus muss 
die Haushaltsautonomie der selbst­
verwalteten Krankenkassen voll­
ständig wiederhergestellt werden.

Keine Zweckentfremdung von Beitragsmitteln
Beitragsmittel dürfen nicht mehr als finanzieller 
„Verschiebebahnhof“ für staatliche Aufgaben genutzt 
werden. Dies wird insbesondere beim jetzt beschlos­
senen Krankenhaus-Transformationsfonds deutlich, 
der zur Hälfte aus dem Gesundheitsfonds der gesetz­
lichen Krankenversicherung finanziert wird und die 
GKV-Beitragszahlenden über zehn Jahre lang mit 2,5 
Milliarden Euro jährlich belastet. Die Umstrukturierung 
der Kliniklandschaft ist aber eine gesamtgesellschaft­
liche Aufgabe und aus Steuermitteln zu finanzieren. 

Entwicklung des Defizits der Gesetzlichen Krankenversicherung seit 2013 in Milliarden Euro 
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Besorgniserregende Entwicklung: Das GKV-Defizit, das über die Zusatzbeiträge der GKV-Mitglieder und der Arbeitgeber 
ausgeglichen werden muss, ist in den letzten Jahren deutlich angestiegen und wird in den beiden Jahren 2024 und 2025 
fast so stark wachsen wie in den zehn Jahren zuvor. 
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Ausgaben seit 2013 in den drei größten GKV-Leistungsbereichen in Milliarden Euro 

Das gilt auch für die Investitionskostenfinanzierung 
der Kliniken durch die Länder, die nach wie vor unzu­
reichend ist und in Teilen aus den Mitteln der Kranken­
kassen für die Betriebskosten entnommen wird.

Ausgaben bremsen und Effizienzpotenziale heben
Wesentliche Treiber für die immer weiter steigenden 
GKV-Ausgaben sind die drei großen Felder Kranken­
haus, Arzneimittel und ambulante Versorgung. Hier 
braucht es dringend strukturelle Maßnahmen, um die 
Ausgabendynamik abzubremsen und gleichzeitig die 
Versorgung zu verbessern. Die jüngst beschlossene 
Krankenhausreform geht hier mit der Umstrukturie­
rung der Krankenhauslandschaft in wichtigen Berei­
chen in die richtige Richtung. Die damit verbundenen 
strukturellen Änderungen zur Steigerung der Qualität 
und zum effizienten Einsatz des knappen Personals 
müssen jetzt konsequent umgesetzt und die daraus 
resultierenden Einsparungen an Beitragszahlende 
zurückgegeben werden. Überdurchschnittlich stark 
gestiegen sind vor allem die Arzneimittelausgaben. 
Eine wichtige Maßnahme zur Ausgabendämpfung ist 
daher die Reduzierung der Mehrwertsteuer für Arznei­
mittel auf den ermäßigten Satz von sieben Prozent 
– wie in nahezu allen europäischen Ländern. Das 
würde die GKV erheblich entlasten. Außerdem braucht 
es eine stringente Preisbremse bei neuen, oftmals 
sehr teuren Arzneimitteln. Weitere Effizienzpoten­
ziale zur Dämpfung der Ausgaben bei gleichzeitiger 
Verbesserung der Versorgungsqualität bieten bei der 
ambulanten Versorgung die Digitalisierung und eine 
koordinierte Versorgung. Insgesamt brauchen wir drin­
gend eine Ausgabenpolitik, die sich konsequent an der 
Einnahmesituation orientiert, damit die Beitragszah­
lenden nicht immer weiter belastet werden.

Finanzausgleich zielgenau ausgestalten
Die Zielgenauigkeit der Zuweisungen für die Kranken­
kassen aus dem Gesundheitsfonds muss weiter erhöht 
werden, um insbesondere eine Benachteiligung vulne­

rabler und sozial schwacher Versichertengruppen zu 
verhindern. Dazu bedarf es einer fundierten Weiter­
entwicklung des morbiditätsorientierten Risiko­
strukturausgleichs (RSA) und einer entsprechenden 
Beauftragung des Wissenschaftlichen Beirates beim 
Bundesamt für soziale Sicherung (BAS).

Pflege verlässlich finanzieren
Auch die Soziale Pflegeversicherung (SPV) steht ange­
sichts der Folgen des demografischen Wandels und 
einer bereits jetzt bestehenden milliardenschweren 
Finanzierungslücke vor enormen finanziellen Heraus­
forderungen. Ständige kleinteilige, kurzfristig gedachte 
Reformen sind dabei nicht zielführend, sondern es 
bedarf einer umfassenden Struktur- und Finanzreform. 
Die Finanzierung der SPV muss langfristig stabilisiert 
und das Leistungsniveau im Rahmen des umlagefi­
nanzierten Teilleistungssystems durch einen Finanzie­
rungsmix gesichert werden. Finanzielle Belastungen 
müssen auf viele Schultern verteilt werden und das 
beitragsfinanzierte Umlagesystem der SPV muss trotz 
der demografischen Herausforderungen weiterhin der 
wichtigste Bestandteil der Pflegefinanzierung bleiben. 
Nur dann kann die SPV ihre gesellschaftliche Funktion 
weiter erfüllen und ein Interessenausgleich zwischen 
den Generationen sowie zwischen den Beitrags­
zahlenden und Leistungsbeziehenden gelingen. Das 
Leistungsniveau sollte durch eine regelgebundene 
Dynamisierung auf der Grundlage der Entwicklung der 
Bruttolohnzuwächse stabilisiert werden – damit ließe 
sich auch der weitere Anstieg der pflegebedingten 
Eigenanteile dämpfen, was Pflegebedürftige und ihre 
Angehörigen entlastet. Außerdem müssen als Sofort­
maßnahme auch bei der SPV versicherungsfremde 
Leistungen durch Steuermittel finanziert werden. Dazu 
gehören insbesondere Rentenbeiträge von pflegenden 
Angehörigen, die Beiträge von Bürgergeldbeziehenden 
sowie die immer noch ausstehende Finanzierung der 
pandemiebedingten Maßnahmen in Höhe von fast 
sechs Milliarden Euro. 
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Immenser Kostenanstieg: Die abgebildeten drei Bereiche machen zwei Drittel der GKV-Gesamtausgaben aus.
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Strukturreformen für eine koordinierte  
sektorenunabhängige Versorgung umsetzen
Die großen Herausforderungen, denen unser Gesund­
heitssystem gegenübersteht, schlagen sich auch in 
der Versorgung nieder. Zunehmend mehr Menschen 
mit Behandlungs- und Pflegebedarf steht eine stag­
nierende, in Teilen sogar schrumpfende Anzahl von 
Menschen in den Gesundheitsberufen gegenüber. Es 
ist daher geboten, die begrenzten Ressourcen sinn­
voll einzusetzen.

Neue Rechtsgrundlage für  
sektorenunabhängige Versorgung schaffen
Die starren sektoralen Rahmenbedingungen im 
Gesundheitswesen bieten oftmals keine Lösung für 
die Etablierung von Innovationen und sektorenüber­
greifende Weiterentwicklungen. Häufig scheitern 
innovative Projekte zur Förderung neuer Versorgungs­
formen, da sie keinen nachhaltigen 
Anschluss an die bestehenden Struk­
turen der Regelversorgung finden. In 
zahlreichen Versorgungsprojekten 
setzt sich die AOK Baden-Württem­
berg für eine gut zugängliche ambu­
lante, stationäre, rehabilitative oder 
pflegerische Gesundheitsversorgung 
und den Erhalt notwendiger medizi­
nischer Angebote ein, insbesondere 
im ländlichen Raum. Doch oft stoßen 
wir mit unseren Partnern auf recht­
liche Limitationen. Es braucht drin­
gend eine neue Rechtsgrundlage für eine regionale sek­
torenunabhängige Versorgung, damit regionale 
Versorgungsinitiativen leichter als dauerhaftes 
Versorgungsangebot implementiert werden können. 
Notwendig sind Lösungen, die regionalen Akteuren 
Handlungsfreiraum geben, um anhand regionaler 
Bedarfe und Gegebenheiten die Versorgung der 
Patientinnen und Patienten durch mehr Koordina­
tion, Steuerung und Vernetzung weiterentwickeln zu 
können. Dadurch schaffen wir eine effektive Entlas­
tung aller Beteiligten und verbessern die Versor­
gungsqualität.

Pflege zukunftsfest gestalten  
und Sektoren aufbrechen
Im Bereich der Pflege brauchen wir dringend eine 
grundlegende Strukturreform. Dazu gehört die Flexibi­
lisierung des Leistungsrechts durch die Bündelung von 
Leistungsansprüchen in ein vom Pflegegrad abhängi­
ges Basisbudget (Geldleistung) und ein Sachleis­
tungsbudget, eine Nutzung der Leistungserbringung 
unabhängig vom Ort sowie die Aufhebung der Sekto­
ren- und Systemgrenzen in den Sozialgesetzbüchern, 
um die Selbstbestimmung der Pflegebedürftigen zu 

stärken. Für den effizienten und bedarfsgerechten 
Einsatz von personellen und finanziellen Ressourcen 
brauchen wir zudem eine engere Kooperation zwi­
schen Kommunen und Kassen, damit das Wissen zu 
den Bedarfslagen der Menschen vor Ort so früh wie 
möglich für die Versorgungsplanung genutzt wird. 
Sogenannte Caring-Communities und die Einführung 
einer Lotsenfunktion der Kranken- und Pflegekassen 
sind darüber hinaus essenzielle Bausteine, um neue 
Sorgestrukturen zu etablieren und Menschen in 
schwierigen Pflege- und Versorgungssituationen 
wirksam zu unterstützen.

Pflege vernetzen und digitalisieren
Eine bedarfsorientierte Pflege muss die Lebensqua­
lität und Gesundheitsversorgung der zu pflegenden 

Menschen und der Pflegenden 
verbessern. Die Kurzzeitpflege als 
Übergangspflege sollte daher im 
Sinne einer ressourcenorientierten 
pflegerisch-therapeutischen Prä­
ventionspflege eingesetzt werden, 
sodass mehr Menschen länger 
selbstbestimmt leben können. Dazu 
gehört neben der Anbindung der 
Gesundheitsversorgung auch eine 
engere Vernetzung von Prävention, 
Rehabilitation und Pflege. Außer­
dem sollten die Potenziale digitaler 

Technologien konsequent genutzt werden, insbeson­
dere in der sektorenübergreifenden Vernetzung.  

Fehlanreize beseitigen und Erreichbarkeit in der 
primärärztlichen Versorgung steigern
Die drohende Unterversorgung, insbesondere in der 
hausärztlichen Versorgung, ist ein drängendes 
Problem und vielerorts bereits Realität. Die Stärkung 
der primärärztlichen Versorgung muss daher auf die 
Agenda der nächsten Bundesregierung. Es braucht 
ein zukunftsorientiertes sektorenunabhängiges 
Versorgungskonzept, um die knappen Personalres­
sourcen im Gesundheitswesen effizient einzusetzen. 
Ausgangspunkt sollte die Primärversorgung in der 
Hausarztpraxis sein, von der aus die Patientinnen 
und Patienten in die richtige Versorgungsebene 
gesteuert werden. Dies hebt Effizienzpotenziale und 
verbessert zugleich die Qualität der Versorgung. Eine 
funktionierende und flächendeckende Versorgung 
setzt auch voraus, dass Fehlanreize beseitigt 
werden: So setzt etwa das duale System aus privater 
und gesetzlicher Krankenversicherung mit Blick auf 
die Erreichbarkeit der Versorgung die falschen 
Anreize und führt beispielsweise zu erhöhten  

» Nur durch 
Flexibilisierung, stärkere 
Vernetzung und effizien-
ten Ressourceneinsatz 
können wir die Versor-
gungsqualität für unsere 
Versicherten steigern und 
das Gesundheitssystem 
zukunftsfest machen.  �
Alexander Stütz
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Niederlassungen in bestimmten, für Leistungsanbie­
ter attraktiven Regionen. Das Nebeneinander der 
beiden Versicherungssysteme sollte daher mit Blick 
auf einen niedrigschwelligen und gerechten Zugang 
zur medizinischen Versorgung überdacht werden.

Versorgung durch Steuerung und Delegation  
effizient gestalten 
Die AOK Baden-Württemberg leistet mit ihrem wis­
senschaftlich evaluierten Konzept der selektivver­
traglichen Hausarztzentrierten Versorgung, kombi­
niert mit dem FacharztProgramm gemeinsam mit 
ihren Vertragspartnern seit vielen Jahren erfolgreiche 
Pionierarbeit in der Versorgung. Ergebnis dieser Koor­
dinierung sind unter anderem weniger unnötige Kran­
kenhausaufenthalte, geringere Komplikationsraten 
und weniger unkoordinierte Facharztkontakte. Eigen­
verantwortliche und regionale Versorgungsgestaltung 
ermöglicht hier die Patientensteuerung aus der Pri­
märversorgungspraxis, deutlich weniger Bürokratie 
und eine angemessene Honorierung ohne Budgetie­
rung. Kernstück dieser Versorgungsverträge ist die 
inter-/multiprofessionelle Zusammenarbeit in einer 
Teampraxis. Prozesse werden so optimiert, dass Pa­
tientenbedarfe frühzeitig identifiziert und abgeleitete 
Maßnahmen delegiert werden können. Akademische 
nicht ärztliche Heilberufe in der Haus- und Facharzt­
praxis werden in der Hausarztzentrierten Versorgung 
und dem FacharztProgramm explizit gefördert. Um 
das volle Potenzial einer Kompetenzerweiterung 
ausschöpfen zu können, braucht es bundesrechtliche 
Anpassungen, die die eigenständige Durchführung von 

Aufgaben nicht ärztlichen Personals im Rahmen einer 
Delegation in einer Teampraxis ermöglichen und mehr 
Rechtssicherheit bei Haftungsfragen garantieren.

Krankenhausreform umsetzen und nachbessern
Es ist richtig und wichtig, die Qualität zu steigern und 
beispielsweise Krebsbehandlungen oder Gelenkersatz 
an spezialisierten Standorten zu bündeln. Die jetzt 
mit der Krankenhausreform beschlossene Einführung 
von Leistungsgruppen und Vorhaltepauschalen ist der 
richtige Ansatz. Dieser muss nun konsequent umge­
setzt werden. Die Versorgungsqualität muss durch 
gebündelte und koordinierte Strukturen gesteigert 
und das knappe Gesundheitspersonal effizient einge­
setzt werden. Gleichzeitig braucht es auch Nachbes­
serungen. Die nächste Bundesregierung muss drin­
gend Schwachpunkte der Reform ausbessern, die die 
Solidargemeinschaft belasten und nicht zu einer 
Verbesserung der Versorgung beitragen. Erforderlich 
ist eine ordnungspolitisch saubere Finanzierung der 
Transformationskosten durch den Staat sowie eine 
fallunabhängige Ausgestaltung der Vorhaltepau­
schalen zur Vermeidung dysfunktionaler Mengenan­
reize. Darüber hinaus muss schnell eine Reform der 
Notfallversorgung mit Umsetzung des „Ein-Tresen-
Prinzips“ folgen. Eine bessere Steuerung von Not- und 
Akutfällen muss vor allem die stark überlasteten 
Notaufnahmen für echte Notfälle frei machen. Auch 
eine Reform des Rettungsdienstes gehört dazu und 
muss zeitnah folgen. Hier ist die Versorgung bei Not­
fällen durch nicht ärztliches Personal und die Einbin­
dung der Telemedizin sinnvoll. 

Pionierarbeit: Die Hausarztzentrierte Versorgung der AOK Baden-Württemberg 

7

So funktioniert koordinierte Versorgung: Die Hausarztzentrierte Versorgung der AOK Baden-Württemberg weist für Patien­
tinnen und Patienten klare Vorteile im Vergleich zur Regelversorgung auf.
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Prävention und Nachhaltigkeit  
als Zukunftsvorsorge begreifen
Prävention und Gesundheitsförderung müssen stärker 
in den öffentlichen Fokus rücken und über ihre bisheri­
ge Verankerung im SGB V hinaus als Pflichtaufgaben 
der Daseinsvorsorge etabliert werden. Denn eines ist 
klar: Wir gewinnen alle, wenn Krankheiten gar nicht 
erst entstehen oder ihr Verlauf abgemildert werden 
kann. Davon profitieren nicht nur die Menschen, die 
gesund bleiben, sondern auch das Solidarsystem, das 
nicht für die Folgekosten aufkommen muss.

Prävention als gesamtgesellschaftliche Aufgabe
Die AOK Baden-Württemberg übernimmt bereits 
große Verantwortung und engagiert sich breit – mit 
individuellen Gesundheitskursen, bei der Beratung 
von Betrieben oder mit zahlreichen Aktivitäten in 
nicht betrieblichen Lebenswelten wie 
Kitas, Schulen oder Sportvereinen. 
Auch für die Prävention in der Pflege 
macht sich die AOK Baden-Württem­
berg stark. Diesen qualitätsgesicher­
ten Präventionsangeboten dürfen nicht 
die finanziellen Mittel entzogen werden, 
im Gegenteil, sie müssen durch die 
Politik nachhaltig gestärkt werden. Darüber hinaus 
ist eine gesamtgesellschaftliche Strategie notwendig, 
die Gesundheit als Querschnittsthema in allen Poli­
tikfeldern verankert (Health in All Policies). Sie muss 
frühzeitig beginnen und bei den Lebensverhältnissen 
jeder einzelnen Person ansetzen. Dafür brauchen wir 
passende Rahmenbedingungen, die gesundheitsför­
derliches Verhalten unterstützen. Wichtig ist dabei, 
dass Prävention auch in der Gesellschaft als gemein­
schaftliche Aufgabe betrachtet wird.

» Effektive Präventions-
programme sind die 
einzige Möglichkeit, die 
steigende Krankheits-
last zu dämpfen.  �
Gordana Marsic

Förderung von Gesundheitskompetenz
Eine umfassende Gesundheitsbildung ist essenziell für 
die systematische Förderung von Gesundheitskompe­
tenz. Sie muss frühzeitig beginnen und in allen Lebens­
bereichen gestärkt werden – von der Kita über Schulen 
bis hin zur Ausbildung und dem Arbeitsleben. In einer 
zunehmend digitalen Welt wird es immer schwieriger, 
die Fülle an Gesundheitsinformationen zu bewerten 
und sinnvoll zu nutzen. Deshalb muss auch die Förde­
rung digitaler Gesundheitskompetenz ein zentraler 
Bestandteil der Gesundheitsbildung sein.

Darüber hinaus ist auch die Politik gefordert, Rahmen­
bedingungen zu schaffen, die gesunde Lebensweisen 
unterstützen und ungesunde Gewohnheiten reduzieren. 

Dazu gehört die Förderung von Wissen 
über gesunde Ernährung ebenso wie 
strukturelle Maßnahmen. Andere 
Länder gehen hier mit gutem Beispiel 
voran – beispielsweise mit einer ver­
pflichtenden sichtbaren Lebensmittel­
kennzeichnung oder einer Besteuerung 
stark gezuckerter Lebensmittel. Lang­

fristig profitieren wir auch als Volkswirtschaft von 
einer Verbesserung der Gesundheitsversorgung, denn 
gesündere Erwerbstätige sorgen für eine höhere Wert­
schöpfung. 

Prognostizierte Veränderung der Prävalenz bestimmter Krankheiten von 2035 zu 2018 

Digitale Transformation als Chance
Die digitale Transformation bringt neue Möglichkeiten 
für eine bessere und vernetztere Gesundheitsversor­
gung mit sich. Wir nutzen diese Chancen, um eine 
bestmögliche Versorgung zu gewährleisten und insbe­
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Umdenken erforderlich: Die Demografie erhöht den Druck im Gesundheitssystem. Prävention kann ihn verringern.
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sondere die Gesundheitsprävention durch gezielte 
Datenanalyse zu stärken. Die rechtlichen Grundlagen 
hierfür wurden mit den Digitalgesetzen geschaffen, 
die 2024 in Kraft getreten sind. Um den Versorgungs­
alltag tatsächlich effektiver zu gestalten, bedarf es 
jedoch einer praxisorientierten Überarbeitung der 
bestehenden Regelungen. Es müssen Möglichkeiten für 
die Krankenkassen geschaffen werden, behandelnde 
Ärztinnen und Ärzte über Ergebnisse der Datenanaly­
se zu informieren, sofern diese relevant sind für die 
Gesundheit der Patientinnen und Patienten.

Klimawandel und Gesundheit
Die Auswirkungen des Klimawandels gelten laut der 
WHO als größte Gesundheitsbedrohung des 21. Jahr­
hunderts. Der Lancet Countdown Bericht zu Klima­
wandel und Gesundheit 2024 macht deutlich, dass 
aufgeschobener Klimaschutz zu enormen wirtschaft­
lichen wie gesundheitlichen Folgekosten führt. Daher 
fordern wir, Klimaschutz als integralen Bestandteil 
der Gesundheitspolitik nach dem Ansatz „Health in 
All Policies“ in alle relevanten Prozesse einzubezie­
hen und die Versorgung klimaresilient zu gestalten. 
Damit diese Aufgabe gesamtgesellschaftlich wahr­
genommen wird, fordern wir, Nachhaltigkeit in den 
Sozialgesetzbüchern zu verankern. Die AOK Baden-
Württemberg geht hier voran und setzt auf konse­
quente Vermeidung und Reduzierung von CO2-Emis­
sionen. Transparente und vertrauenswürdige 
Kompensationsmöglichkeiten müssen dringend 
ausgeweitet und Standards für den Gesundheitssek­
tor festgelegt werden. 

Impulse für die Fachkräftesicherung 
Um dem Fachkräftemangel entgegenzuwirken, 
müssen Arbeitsbedingungen verbessert und Ausbil­
dungswege attraktiver gemacht werden. Zudem 
müssen ausländische Fachkräfte stärker integriert 
werden, indem Anerkennungsverfahren beschleunigt 

und bürokratische Hürden abgebaut werden. Auch der 
verstärkte Einsatz von digitalen Lösungen kann dazu 
beitragen, die Belastung des Personals zu verringern.

Nachhaltige Arzneimittelversorgung voranbringen
Wichtig ist auch eine stabile Arzneimittelversorgung. 
Diese ist dauerhaft nur zu gewährleisten, wenn sie 
ökonomisch, sozial und ökologisch nachhaltig gestal­
tet wird. Die AOK setzt sich für eine hochwertige, 
sichere und gleichzeitig bezahlbare Arzneimittelver­
sorgung ein. Mit Blick auf sehr teure neue Arzneimittel 
muss die Preisbildung dahingehend reformiert werden, 
dass die bisher von den pharmazeutischen Unterneh­
men nach Markteintritt frei gesetzten Preise durch 
einen Interimspreis ersetzt werden. Darüber hinaus 
sollte der erhöhte Herstellerabschlag, der 2023 befris­
tet eingeführt wurde, dauerhaft angehoben werden.

Zudem brauchen wir mehr Transparenz – von der 
Produktion bis zur Distribution – um Klarheit zu 
haben, ob ausreichend Arzneimittel vorhanden sind. 
Auch ein Frühwarnsystem für Lieferausfälle mit 
verpflichtenden Meldungen durch die Hersteller ist 
notwendig. Die Bevorratungspflicht für rabattierte 
Arzneimittel sollte auf alle versorgungsrelevanten 
Arzneimittel ausgeweitet werden.

Ein globales Problem für die Gesundheit sind Antibioti­
karesistenzen, die vor allem durch die Belastung von 
Produktionsabwässern und den übermäßigen Einsatz 
von Antibiotika entstehen. Die AOK setzt in ihren 
Rabattverträgen bereits ein Umweltkriterium um, 
doch diese Maßnahme ist ein Tropfen auf den heißen 
Stein. Wir brauchen eine europäische Kraftanstren­
gung durch Änderungen im EU-Arzneimittelrecht und 
im EU-Vergaberecht. Notwendig sind verbindliche 
Umweltkriterien für die Zulassung und die laufende 
Produktion ausgewählter Arzneimittel sowie einheit­
liche Kontrollsysteme zu deren Einhaltung.  

Klimawandel in Baden-Württemberg

erhöhtes Risiko 
für Frühgeburten 
und plötzlichen 
Kindstod

mehr Allergien und 
Asthma durch höhere 
Pollenbelastung und 
Luftschadstoffe

erhöhte UV-
Strahlung 
steigert Haut-
krebsrisiko

erhöhtes Herzin-
farkt- und Schlag-
anfallrisiko

Anzahl der Hitze-
tage im Südwesten 
hat sich in den 
letzt Jahren 
auf  als 
verdreifacht

überdurchschnitt-
licher Anstieg der 
Jahresdurch-
schnittstemperatur 
in BW um über  

gl. 

Im Jahr
gab es
Hitzeerkrankun-
gen betroffene 
AOK-Versicherte 
im Südwesten

Auswirkungen des 
Klimawandels auf 
die Gesundheit
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Standpunkt Verwaltungsrat
Wir leben in Zeiten des Umbruchs und der Transformation. Die Demokratie gerät von außen und 
innen zunehmend unter Druck und die Herausforderungen für Gesundheit und Pflege sind groß. Es 
gilt daher, die Systeme der sozialen Sicherung als wesentliche Pfeiler des gesellschaftlichen Zu­
sammenhalts zu stärken und zukunftsfest zu gestalten. Dazu gehört eine solide Finanzierung für 
eine qualitativ hochwertige Versorgung und die Stärkung der Selbstverwaltung. Sie ist ein zentra­
les Merkmal unserer Demokratie und leistet einen wichtigen Beitrag für den sozialen Frieden im 
Land. Nur mit einer starken Selbstverwaltung, die einen echten Handlungs- und Gestaltungsspiel­
raum besitzt, können wir die großen Herausforderungen meistern und entscheidende Fortschritte 
hin zu einem innovativen, stabilen und nachhaltigen Gesundheits- und Pflegesystem machen. 
Hierfür braucht es ein klares Bekenntnis der Politik für stabile Finanzen, Regionalität und Qualität 
durch Wettbewerb – für die beste Versorgung und mehr gesunde Lebensjahre.

„Unser Gesundheitssystem gehört zu den leistungs-
fähigsten, aber auch teuersten der Welt. Gleichzeitig 
bleiben die Ergebnisse hinter den Erwartungen 
zurück. Für mehr gesunde Lebensjahre müssen wir 
dringend nachbessern und dabei die Ausgaben 
im Blick behalten. Gute, koordinierte und effizi-
ente Versorgung findet vor Ort bei den Menschen 
statt. Die Politik muss den Gestaltungsspielraum 
der Kranken- und Pflegekassen stärken und darf 
gesamtgesellschaftliche Aufgaben wie die Kosten 
für die Transformation der Versorgungslandschaft 
nicht bei den Beitragszahlenden abladen.“

Maren Diebel-Ebers 
Alt. Vorsitzende des  
Verwaltungsrates  
(Versichertenseite) 

„Ständige Beitragserhöhungen schwächen 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt und 
sind eine Belastung für den Wirtschaftsstand-
ort Deutschland. Wir brauchen dringend eine 
solide und nachhaltige Finanzierung der Kran-
ken- und Pflegeversicherung. Der Staat muss 
seiner Verantwortung nachkommen und die GKV 
ordnungspolitisch sauber und nachhaltig finan-
zieren. Darüber hinaus gilt es, endlich wirksame 
Strukturreformen umzusetzen, um die Ausgaben 
zu bremsen und die Versorgung besser und effi-
zienter zu machen.“

Peer-Michael Dick 
Alt. Vorsitzender  
des Verwaltungsrates 
(Arbeitgeberseite) 
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